
 

Gesetz zur Änderung disziplinarrechtlicher und beamtenrechtlicher Vorschriften vom 

27.05.2026 (Nds. GVBl. 2026 Nr. 37) 

Inkrafttreten 01.08.2026 

 

Artikel 3 

Änderung des Niedersächsischen Beamtengesetzes 

 

§ 31 NBG - Entlassung durch Verwaltungsakt 

(§ 23 BeamtStG) 

(1) 1Das Verlangen nach § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BeamtStG muss der oder dem Dienstvor-

gesetzten gegenüber erklärt werden. 2Die Erklärung kann, solange die Entlassungsverfü-

gung noch nicht zugestellt ist, innerhalb von zwei Wochen nach Zugang bei der oder dem 

Dienstvorgesetzten, mit Zustimmung der für die Entlassung zuständigen Stelle auch nach 

Ablauf dieser Frist, zurückgenommen werden. 3Die Entlassung ist für den beantragten Zeit-

punkt zu verfügen. 4Sie kann jedoch solange hinausgeschoben werden, bis die Beamtin oder 

der Beamte die Amtsgeschäfte ordnungsgemäß erledigt hat, längstens für drei Monate, bei 

Lehrkräften an öffentlichen Schulen bis zum Ende des laufenden Schulhalbjahres, bei dem 

wissenschaftlichen und künstlerischen Personal an Hochschulen bis zum Ende des laufen-

den Semesters oder Trimesters. 

(2) Die Entlassung nach § 23 Abs. 3 Satz 1 Nrn. 2 und 3 BeamtStG ist bei einer Beschäfti-

gungszeit von 

1. bis zu drei Monaten nur mit einer Frist von zwei Wochen zum Monatsschluss. 

2. mehr als drei Monaten nur mit einer Frist von sechs Wochen zum Schluss eines Kalender-

vierteljahres 

zulässig. 

(3) 1Vor der Entlassung einer Beamtin oder eines Beamten auf Probe oder einer Beamtin 

oder eines Beamten auf Widerruf wegen einer Handlung, die im Beamtenverhältnis auf Le-

benszeit mindestens eine Kürzung der Dienstbezüge zur Folge hätte, ist der Sachverhalt in 

entsprechender Anwendung der §§ 21 bis 30 des Niedersächsischen Disziplinargesetzes 

(NDiszG) aufzuklären. 2Die für die Entlassung einer Beamtin oder eines Beamten auf Probe 

oder auf Widerruf zuständige Stelle kann die Beamtin oder den Beamten mit oder nach der 

Einleitung des Entlassungsverfahrens vorläufig des Dienstes entheben, wenn  

1. voraussichtlich eine Entlassung erfolgen wird, 

2. durch ein Verbleiben im Dienst der Dienstbetrieb oder die Aufklärung des Sachverhalts 

wesentlich beeinträchtig würde und die vorläufige Dienstenthebung zu der Bedeutung der 

Sache nicht außer Verhältnis steht oder 

3. in einem wegen desselben Sachverhalts eingeleiteten Strafverfahren voraussichtlich eine 

Strafe verhängt werden wird, die den Verlust der Beamtenrechte oder der Rechte als Ruhe-

standsbeamtin oder Ruhestandsbeamter zur Folge haben wird. 
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3Sie kann gleichzeitig mit oder nach der vorläufigen Dienstenthebung anordnen, dass bis zu 

50 vom Hundert der Bezüge der Beamtin oder des Beamten einbehalten werden. 4Im Übri-

gen gelten § 38 Abs. 8 sowie die §§ 39 und 40 NDiszG entsprechend. 

(4) Eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der nach § 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 BeamtStG 

entlassen wurde, ist auf ihre oder seine Bewerbung bei gleicher Eignung, Befähigung und 

fachlicher Leistung vorrangig zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Artikel 5 

Änderung des Niedersächsischen Richtergesetzes 

 

§ 94 NRiG - Anwendung des Niedersächsischen Disziplinargesetzes 

1In Disziplinarverfahren gegen Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und 

Staatsanwälte gelten die Vorschriften des Niedersächsischen Disziplinargesetzes sinnge-

mäß, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 2Auf die Disziplinarklage finden die Vor-

schriften des Vierten Teils des Niedersächsischen Disziplinargesetzes in der am 31. Juli 

2026 geltenden Fassung mit Ausnahme des Ersten Kapitels sinngemäß Anwendung, soweit 

dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 

 

 

§ 95 NRiG – Disziplinarmaßnahme 

(1) Gegen eine Richterin oder einen Richter kann durch Disziplinarverfügung nur ein Verweis 

ausgesprochen werden. 

(2) 1Gegen eine Richterin oder einen Richter ist auch die Disziplinarmaßnahme der Verset-

zung in ein anderes Richteramt mit gleichem Endgrundgehalt zulässig. 2Die Disziplinarmaß-

nahme kann mit einer Kürzung der Dienstbezüge verbunden werden. 3Sie wird dadurch voll-

streckt, dass die oberste Dienstbehörde die Richterin oder den Richter nach Rechtskraft des 

Urteils versetzt. 4Sind seit Vollendung eines Dienstvergehens, das die Versetzung in ein an-

deres Richteramt mit gleichem Endgrundgehalt rechtfertigt, mehr als fünf Jahre vergangen, 

so darf eine Disziplinarmaßnahme nur verhängt werden, wenn vor Ablauf der Frist Diszipli-

narklage erhoben worden ist. 

(3) Gegen eine Staatsanwältin oder einen Staatsanwalt kann durch Disziplinarverfügung nur 

ein Verweis, eine Geldbuße, die Kürzung der Dienstbezüge oder die Kürzung des Ruhege-

halts ausgesprochen werden. 

(4) Sollen andere Maßnahmen als nach den Absätzen 1 oder 3 ausgesprochen werden, so 

ist Disziplinarklage zu erheben. 

 

 

 



[Hier eingeben] Inkrafttreten 01.08.2026 [Hier eingeben] 

3 

 

 

§ 98 NRiG - Zuständigkeit und Verfahren 

(1) 1Oberste Disziplinarbehörde ist die oberste Dienstbehörde; höhere Disziplinarbehörde ist 

die übergeordnete Dienstaufsichtsbehörde. 2Disziplinarbehörde ist die Stelle, die die Dienst-

aufsicht über die Richterin oder den Richter ausübt. 3Befindet sich die Richterin oder der 

Richter bereits im Ruhestand oder tritt sie oder er vor Abschluss der Ermittlungen in den Ru-

hestand, so werden die Disziplinarbefugnisse durch die zum Zeitpunkt des Eintritts in den 

Ruhestand zuständige Disziplinarbehörde ausgeübt. 4Besteht diese nicht mehr, so bestimmt 

die oberste Dienstbehörde, welche Behörde zuständig ist. 

(2) 1Die oberste Disziplinarbehörde kann im Einzelfall eine andere Stelle ihres Geschäftsbe-

reichs mit der Ermittlung des Sachverhalts betrauen. 2Die entsprechende Anwendung des 

§ 18 Abs. 1 NDiszG bleibt unberührt. 

(3) Die Disziplinarklage wird von der obersten Disziplinarbehörde erhoben. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auf Disziplinarverfahren gegen Staatsanwältinnen und Staatsan-

wälte entsprechend anzuwenden. 

 

 

 


